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Meine sehr geehrten Damen und Herren,  
 
Deutschland wendet schon heute viel mehr Geld für das Gesundheitssystem auf als 
alle anderen Länder in der Europäischen Union. Der Anteil an Gesundheitsausgaben 
am Bruttosozialprodukt liegt weit über dem EU-Durchschnitt, ebenso wie die Zahl der 
Ärzte und Pflegekräfte pro 1000 Einwohner.  

Die politischen Vorschläge, wie sich die Einnahmen der Kranken- und 
Pflegeversicherung noch weiter erhöhen ließen, also wie man die Versicherten, 
Arbeitgeber und Steuerzahler noch mehr belastet, gehen damit in die völlig falsche 
Richtung. Schlimmer noch: Angesichts der aktuellen Lage der deutschen Wirtschaft 
gefährden sie die wirtschaftliche Basis der Sozialen Sicherheit.  

„Wir haben kein Einnahmenproblem, wir haben ein Effizienz- und ein Qualitäts-

problem.“ Dieser Satz stammt nicht von mir, sondern von Bundesgesundheitsminister 
Prof. Dr. Karl Lauterbach. Der Bundesgesundheitsminister bestätigt: Das 
Gesundheitssystem darf nicht teurer werden, es muss effizienter werden. 

Was die Sozialversicherung definitiv nicht braucht, sind immer neue und zusätzliche 
Versprechungen, die Leistungsansprüche noch mehr auszubauen. Leistungsaus-
weitungen in der Krankenversicherung und in der Pflege sind nicht bezahlbar.  

Es ist genug Geld im System. Und dieses Geld fällt nicht vom „Himmel“, sondern es 
kommt von Menschen, die das bezahlen müssen. Was passiert, wenn man die 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber noch mehr belasten will, das zeigt eindrucksvoll die 
neue Studie der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw).  

Jede neue Leistungsausweitung und jede Erhöhung der Beitragssätze und der 
Bemessungsgrenzen in der Sozialversicherung ist lebensbedrohlich für den Erhalt 
von Arbeitsplätzen in Deutschland. Auf ihnen lastet ohnehin schon eine der weltweit 
höchsten Abgabenquoten.  

Deutschland liegt unter den 38 Industrieländern der OECD auf Platz zwei bei der 
Belastung der Arbeitseinkommen mit Steuern und Sozialabgaben. Die Abgaben-
quote für ein verheiratetes Paar mit Kindern beträgt bei uns durchschnittlich 40,8 
Prozent – also weit über dem Schnitt aller OECD-Staaten von 29,4 Prozent.  



Für eine verantwortliche Sozial-, Gesundheits- und Pflegepolitik in der nächsten 
Wahlperiode bedeutet das: Priorität muss sein, mit den vorhandenen Einnahmen 
auszukommen. Das ist durchaus ohne Qualitätseinbußen möglich – mit guten 
Reformen für mehr Effizienz und Entbürokratisierung. 

Für eine finanzielle Entlastung der Kranken- und Pflegeversicherung gibt es sehr 
konkrete Ansatzpunkte, etwa eine verringerte Mehrwertsteuer für Arzneimittel oder 
die Befreiung der Pflegeversicherung von den versicherungsfremden Milliarden-
ausgaben für die Rentenbeiträge von Pflegepersonen, die ganz klar aus dem Etat 
des Sozialministeriums bezahlt werden müssten.  
 
Um die Leistungsfähigkeit der Sozialen Sicherung in unserer alternden Gesellschaft 
zu sichern, brauchen wir auch mehr Eigenvorsorge. Dazu hat die Wissenschaft zum 
Beispiel zur Pflegefinanzierung sehr konkrete Vorschläge vorgelegt, die eine 
nachhaltige und zugleich generationengerechte Finanzierung ermöglichen. Mittel- 
und langfristig brauchen wir deutlich mehr Kapitaldeckung, um für die Versorgung der 
Babyboomer auch finanziell gerüstet zu sein, ohne die Jüngeren zu überfordern.  

Meine Damen und Herren, 

noch eine Anmerkung zur aktuellen Debatte rund um die Vorschläge für eine 
Sozialabgabenpflicht auf Kapitalerträge. Dieser Vorschlag von Herrn Habeck ist ein 
Baustein in der sogenannten „Bürgerversicherung“, wie sie die Grünen verfechten. 

Dabei wollen die Grünen – und ebenso die SPD – den GKV-Versicherten auch einen 
Wechsel in die Private Krankenversicherung komplett verbieten. Den Menschen soll 
die Ausweichmöglichkeit genommen werden, um dann freie Bahn für die massive 
Erhöhung der Beitragslast der Betroffenen zu haben.  

Der Vorschlag von Herrn Habeck bringt nämlich nur dann mehr Geld und finanzielle 
Mittel in die Kassen, wenn zugleich die Beitragsbemessungsgrenze stark angehoben 
wird. Für die Arbeitnehmer und Arbeitgeber würden damit die Beiträge 
gleichermaßen schlagartig um bis zu 46 Prozent steigen. 

Welche fatalen Folgen das für die Arbeitgeber, Arbeitnehmer und für die 
Überlebensfähigkeit ihrer Jobs hätte, das kann nun jeder mit dem neuen Arbeitgeber-
Belastungs-Rechner ganz konkret nachvollziehen. 

Schon jetzt unterliegen 85 Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter der 
Pflicht, sich in der GKV zu versichern. Nur wenige – etwa 10 Prozent der 
Arbeitnehmer – haben tatsächlich eine Wahlfreiheit.  
 
Dass sich GKV und PKV im Systemwettbewerb mit guten Leistungen um diese 
Versicherten bemühen müssen, tut der Qualität unseres Gesundheitswesens sehr 
gut. Doch wenn durch eine überhöhte Versicherungspflichtgrenze die Zahl der 



Versicherten mit Wahlfreiheit praktisch auf null schrumpfen würde, gäbe es keinen 
funktionierenden Systemwettbewerb mehr. Wie es in Einheitssystemen ohne diesen 
Wettbewerb aussieht, das kann man beispielsweise im britischen National Health 
Service (NHS) beobachten.  
 
Der Zugang zur PKV darf also nicht weiter eingeschränkt werden. Um unser Gesund-
heitssystem besser auf die Belastungen des demografischen Wandels einzustellen, 
ist das genaue Gegenteil nötig. Mehr Menschen sollten die Möglichkeit haben, 
langfristig und generationengerecht vorzusorgen. Davon profitieren alle. 
 
Je mehr Versicherte sich in der PKV daran beteiligen, die kapitalgedeckte Demogra-
fie-Vorsorge für die eigenen Gesundheitskosten im Alter anzusparen, desto stabiler 
ist die Finanzierung unseres Gesundheitswesens. Und desto geringer wird die Belas-
tung der jüngeren Generationen.  
 
Meine Damen und Herren,  
 
die Private Krankenversicherung ist und bleibt eine stabile Säule, die überproportio-
nal stark zur Finanzierung der medizinischen Versorgung in Deutschland beiträgt. 
Die Politik ist gut beraten, bei den vor uns liegenden Herausforderungen auch weiter-
hin auf ein duales System mit zwei Säulen zu setzen.  
 


